
 

  

S 7 R 307/13

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Sozialgericht Kassel
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 7
Kategorie Gerichtsbescheid
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 7 R 307/13
Datum 23.03.2016

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 R 112/16
Datum 27.01.2017

3. Instanz

Datum 14.06.2017

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger verlangt von der Beklagten die Erstattung seiner
RentenversicherungsbeitrÃ¤ge.

Der 1960 geborene KlÃ¤ger weist nach seinem Versicherungsverlauf fÃ¼r die Zeit
vom 01.08.1975 bis 11.05.1978, vom 01.07.1978 bis 18.08.1988 sowie vom
05.02.2007 bis 31.05.2007 Pflichtbeitragszeiten zur gesetzlichen
Rentenversicherung auf. Im Zeitraum vom 09.06.1978 bis 12.06.1978 sowie vom
26.06.1978 bis 30.06.1978 ist eine Zeit der Arbeitslosigkeit, vom 01.04.2011 bis
16.05.2011 ein Bezug von Arbeitslosengeld II, aus dem Versicherungsverlauf
ersichtlich.

Mit seinem Antragsschreiben vom 11.04.2013 trug der KlÃ¤ger vor, er beabsichtige
im Oktober 2013 nach GroÃ�britannien zu ziehen. Er bat um einen
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Berechnungsbeleg Ã¼ber seine VersicherungsbeitrÃ¤ge seit 1975 und um
Ã�berweisung der inzwischen eingezahlten Summe an ihn (Eingang des
Antragsschreibens vom 11.04.2013 am 18.04.2013 bei der Beklagten). Mit Bescheid
vom 06.05.2013 lehnte die Beklagte den Antrag vom 18.04.2013 auf Erstattung von
BeitrÃ¤gen aus der gesetzlichen Rentenversicherung ab und fÃ¼hrte zur
BegrÃ¼ndung aus, BeitrÃ¤ge wÃ¼rden erstattet, sofern keine Versicherungspflicht
bestÃ¼nde, seit dem Ausscheiden aus der Versicherungspflicht 24 Kalendermonate
abgelaufen seien und nicht erneut Versicherungspflicht eingetreten sei und kein
Recht zur freiwilligen Versicherung bestÃ¼nde. Diese Voraussetzungen seien nicht
erfÃ¼llt, weil fÃ¼r den KlÃ¤ger das Recht zur freiwilligen Versicherung in der
deutschen gesetzlichen Rentenversicherung bestÃ¼nde. Unerheblich sei, ob auch
tatsÃ¤chlich freiwillige BeitrÃ¤ge gezahlt wÃ¼rden. Mit Schreiben vom 21.05.2013
(Eingang bei der Beklagten am 29.05.2013) erhob der KlÃ¤ger hiergegen
Widerspruch. Er teilte der Beklagten mit, im Mai 2007 habe ein FrÃ¼hrentenantrag
Ã¼ber das Gesundheitsamt Kassel stattgefunden. Die eingezahlten
RentenversicherungsbetrÃ¤ge hÃ¤tten sich nach einem Ausdruck der
Rentenversicherung auf 43.360,48 DM belaufen. Der Antrag auf FrÃ¼hrente sei im
August 2007 verworfen worden. Wegen seines beabsichtigten Wohnsitzwechsels im
Oktober 2013 nach GroÃ�britannien sei eine finanzielle Zahlung wegen seines
dortigen Rentenanspruches erforderlich. DarÃ¼ber hinaus sei im Bescheid vom
06.05.2013 nur noch ein Beitragsbetrag von 26.660,00 DM genannt. Dies beantrage
er zu korrigieren.

Mit Widerspruchsbescheid vom 31.07.2013 wies die Beklagten den Widerspruch des
KlÃ¤gers als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Hierin fÃ¼hrte sie zur BegrÃ¼ndung aus,
gemÃ¤Ã� Â§ 210 Abs. 1 Nr. 1 Sozialgesetzbuch (SGB) VI wÃ¼rden auf Antrag
BeitrÃ¤ge von Versicherten erstattet, die nicht versicherungspflichtig sind und nicht
das Recht zur freiwilligen Versicherung haben. GemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 SGB VI seien
zur freiwilligen Versicherung fÃ¼r Zeiten nach Vollendung des 16. Lebensjahres
diejenigen Personen berechtigt, die in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht
versicherungspflichtig sind. Der KlÃ¤ger stehe in keinem versicherungspflichtigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis und sei Ã¤lter als 16 Jahre. Die Voraussetzungen fÃ¼r
eine freiwillige Versicherung lÃ¤gen folglich bei ihm vor. Ein Anspruch auf
Beitragserstattung bestehe somit nicht. FÃ¼r die Entscheidung sei es ohne Belang,
ob von der Berechtigung zur freiwilligen Versicherung Gebrauch gemacht werde
oder nicht. Soweit der KlÃ¤ger die in seinem Versicherungsverlauf enthaltenen
Daten beanstandet habe, sei dies nicht Gegenstand des Verfahrens zu einem
Anspruch auf Beitragserstattung. Die im Versicherungsverlauf dokumentierten
Entgelte entsprÃ¤chen den von den ehemaligen Arbeitgebern bzw. von der Agentur
fÃ¼r Arbeit in DM-WÃ¤hrung gemeldeten Bruttoarbeitsentgelten bzw.
Sozialleistungen. Eine Umrechnung in Euro sei nicht erfolgt. Es werde dem KlÃ¤ger
in diesem Zusammenhang anheimgestellt, die KlÃ¤rung seines Versicherungskontos
zu beantragen.

Hiergegen richtet sich die am 21.08.2013 bei dem Sozialgericht Kassel erhobene
Klage.

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt vor, die von ihm angegebenen GrÃ¼nde in der
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Widerspruchssache vom 06.05.2013 seien zu prÃ¼fen. Die angegebenen
EndbetrÃ¤ge in der Rentenversicherung von 2007 und die nunmehr angegebenen
EndbetrÃ¤ge Ã¼ber eingezahlte RentenversicherungsbeitrÃ¤ge seit 1975 stimmten
nicht Ã¼berein. Zudem sei es ihm nicht mÃ¶glich, in einem
versicherungspflichtigen BeitragsverhÃ¤ltnis zu stehen, da er seit dem 20.09.2012
durch Ã¤rztliche Amtsuntersuchung der JVA Kassel xx / Station xx erwerbsunfÃ¤hig
sei. Er beantrage daher die Auszahlung der eingezahlten
RentenversicherungsbeitrÃ¤ge.

Der KlÃ¤ger beantragt (sinngemÃ¤Ã�),
den Bescheid der Beklagten vom 06.05.2013 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 31.07.2013 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihm die eingezahlten RentenversicherungsbeitrÃ¤ge auszuzahlen.

Die Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Sie hÃ¤lt an ihrer Auffassung in den angefochtenen Bescheiden fest. Das
Vorbringen zur BegrÃ¼ndung der Klage sei nicht geeignet, eine Ã�nderung ihrer
Rechtsauffassung zu bewirken.

Nachdem das Gericht die Beteiligten bereits im Oktober 2013 zu einer
beabsichtigten Entscheidung des Rechtsstreits durch Gerichtsbescheid angehÃ¶rt
hatte, hat die Beklagte mit Schriftsatz vom 05.05.2013 mitgeteilt, dass bei der
Deutschen Rentenversicherung Rheinland-Pfalz inzwischen ein KontenklÃ¤rungs-
und ein Rentenverfahren des KlÃ¤gers anhÃ¤ngig sei. Die ZustÃ¤ndigkeit der
Deutschen Rentenversicherung Rheinland-Pfalz bestÃ¼nde, da der KlÃ¤ger
Ausbildungs- und Beitragszeiten in Frankreich angegeben habe. Auf den Antrag der
Beklagten hat das Gericht sodann die Deutsche Rentenversicherung Rheinland-Pfalz
mit Beschluss vom 19.09.2014 beigeladen, weil sie zum damaligen Zeitpunkt als
leistungspflichtig in Betracht kam. Nachdem der KlÃ¤ger â�� wie die Beklagte mit
Schriftsatz vom 30.09.2014 mitgeteilt hat â�� gegenÃ¼ber der Beigeladenen
entgegen seinen bisherigen Angaben eingerÃ¤umt hatte, keine BeitrÃ¤ge zur
franzÃ¶sischen Rentenversicherung entrichtet zu haben, ist das dortige
KontenklÃ¤rungs- und Rentenverfahren abgeschlossen worden. Nachdem auch die
Deutsche Rentenversicherung Rheinland-Pfalz mit Schriftsatz vom 17.11.2014 um
Aufhebung der Beiladung gebeten hat, hat das Gericht nach AnhÃ¶rung der
anderen Beteiligten mit Beschluss vom 26.06.2015 die Beiladung der Deutschen
Rentenversicherung Rheinland-Pfalz zum vorliegenden Rechtsstreit aufgehoben.
Sodann hat das Gericht die Beteiligten mit Schreiben vom 02.09.2015 erneut zu
einer Entscheidung des Rechtsstreits durch Gerichtsbescheid angehÃ¶rt, welches
den Beteiligten nach den vorliegenden Zustellnachweisen am 03.09.2015 bzw. am
06.09.2015 (Zustellungsurkunde gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger) zugegangen ist.

Wegen der weiteren Einzelheiten und Unterlagen und wegen des weiteren
Vorbringens der Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte und der
beigezogenen Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen, die Gegenstand
der Entscheidung gewesen sind.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Rechtsstreit konnte ohne mÃ¼ndliche Verhandlung gem. Â§ 105 Abs. 1 Satz 1
Sozialgerichtsgesetz (SGG) durch Gerichtsbescheid in Beschlussbesetzung â�� ohne
ehrenamtliche Richter â�� entschieden werden, nachdem die Beteiligten zu einer
solchen Entscheidung binnen angemessener Frist angehÃ¶rt worden sind. Die
Sache weist keine besonderen Schwierigkeiten tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art
auf, und der Sachverhalt ist geklÃ¤rt. Der Gerichtsbescheid wirkt insoweit als Urteil
(Â§ 105 Abs. 3, 1. Halbsatz SGG).

Die zulÃ¤ssige Klage ist nicht begrÃ¼ndet. Der Bescheid der Beklagten vom
06.05.2013 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 31.07.2013 ist nicht
rechtswidrig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Der KlÃ¤ger hat
keinen Anspruch auf Erstattung seiner RentenversicherungsbeitrÃ¤ge.

Zutreffend hat die Beklagte unter Hinweis auf Â§ 210 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI den Antrag
des KlÃ¤gers auf Erstattung seiner RentenversicherungsbeitrÃ¤ge abgelehnt.
GemÃ¤Ã� Â§ 210 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI werden auf Antrag BeitrÃ¤ge Versicherten
erstattet, die nicht versicherungspflichtig sind und nicht das Recht zur freiwilligen
Versicherung haben. Das Recht zur freiwilligen Versicherung richtet sich nach Â§ 7
Abs. 1 SGB VI, wonach Personen, die nicht versicherungspflichtig sind, sich fÃ¼r
Zeiten ab der Vollendung des 16. Lebensjahres freiwillig versichern kÃ¶nnen.
Zutreffend hat die Beklagte festgestellt hat, dass der KlÃ¤ger das 16. Lebensjahr
vollendet hat nicht in einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis steht. Daher besteht nach 
Â§ 7 Abs. 1 SGB VI das Recht auf freiwillige Versicherung, was die
Beitragserstattung ausschlieÃ�t. Das Gericht nimmt gemÃ¤Ã� Â§ 136 Abs. 3 SGG
Bezug auf die zutreffenden AusfÃ¼hrungen der Beklagten im angefochtenen
Widerspruchsbescheid vom 31.07.2013 und sieht daher zur Vermeidung von
Wiederholungen von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab.

ErgÃ¤nzend ist auszufÃ¼hren, dass auch eine Beitragserstattung nach Â§ 210 Abs.
1 Nr. 2 und Nr. 3 SGB VI nicht in Betracht kommt, da der KlÃ¤ger die
Regelaltersgrenze noch nicht erreicht hat. Ferner zÃ¤hlt er nicht zum Personenkreis
der des Â§ 210 Abs. 1 Nr. 3 SGB VI (Witwer, Ã¼berlebende Lebenspartner oder
Waisen). Auch der Tatbestand des Â§ 210 Abs. 1 a SGB VI ist nicht erfÃ¼llt. Nach
Satz 1 der Vorschrift werden BeitrÃ¤ge auf Antrag auch Versicherten erstattet, die
versicherungsfrei oder von der Versicherungspflicht befreit sind, wenn sie die
allgemeine Wartezeit nicht erfÃ¼llt haben. tatsÃ¤chlich die allgemeine Wartezeit
nicht erfÃ¼llt hat, kann dahinstehen, da Der KlÃ¤ger ist weder versicherungsfrei (Â§
5 SGB VI) noch von der Versicherungspflicht befreit (Â§ 6 SGB).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.
BerufungsausschlieÃ�ungsgrÃ¼nde im Sinne von Â§ 144 Abs. 1 SGG sind nicht
ersichtlich.

                               4 / 5

https://dejure.org/gesetze/SGG/105.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/105.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/210.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/210.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/7.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/7.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/7.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/136.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/210.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/210.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/210.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/210.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/5.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/5.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html


 

Erstellt am: 25.11.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               5 / 5

http://www.tcpdf.org

